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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. erkennt die Möglichkeiten der Dienstleistungsrichtlinie für das weitere 
Zusammenwachsen der EU-Wirtschaft und die Wiederbelebung des Binnenmarktes durch 
Förderung des wirtschaftlichen Wohlstands und der Wettbewerbsfähigkeit und durch 
Leistung eines Beitrags zur Beschäftigung und zur Schaffung von Arbeitsplätzen an, da 
die Dienstleistungen in der EU einen erheblichen Anteil  am BIP und an den 
Arbeitsplätzen ausmachen; ist der Auffassung, dass die rasche und regelkonforme 
Umsetzung der Richtlinie in allen Mitgliedstaaten eine wichtige Bedingung für die 
Erreichung der Ziele der Kohäsion und der Regionalpolitik ist und zu einer weiteren 
gegenseitigen Verbesserung des Verhältnisses zwischen Binnenmarkt und 
Kohäsionspolitik führen und zur Erfüllung der Ziele der EU-Strategie für 2020 beitragen 
und gleichzeitig dazu dienen kann, die vorhandene Binnenmarktmüdigkeit im 
Dienstleistungssektor zu überwinden;

2. ist der Auffassung, dass das Informationssystem für den Binnenmarkt und die 
einheitlichen Ansprechpartner ein hohes Maß an Zusammenarbeit zwischen allen 
beteiligten Behörden erfordern und dadurch einer weiteren Interoperabilität und 
Vernetzung auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene in der gesamten EU den Weg 
ebnen können; ist der Auffassung, dass bei der Festlegung von Regeln und Verfahren, um 
ihr Funktionieren zu gewährleisten, eine gewisse Flexibilität gegeben sein muss, um den 
regionalen Unterschieden innerhalb der EU Rechnung zu tragen, und dass die 
Maßnahmen deshalb partnerschaftlich und auf der Grundlage einer wirklichen Debatte auf 
lokaler und regionaler Ebene angenommen werden sollten; ist der Auffassung, dass die 
einheitlichen Ansprechpartner außerdem dazu ermuntert werden sollten, sich an den 
Grundsatz der Mehrsprachigkeit zu halten, damit die Verwaltungsverfahren 
bedarfsorientierter werden und eine wirksame, direkte und rasche Kommunikation 
ermöglicht wird; hält es daher für nützlich, dass die einheitlichen Ansprechpartner 
mehrsprachige Websites haben; stellt jedoch fest, dass dafür Sorge zu tragen ist, dass dies 
die Betroffenen, insbesondere die lokalen und regionalen Körperschaften, nicht zusätzlich 
belastet;

3. weist darauf hin, dass die einheitlichen Ansprechpartner als öffentliche Einrichtungen und 
als zentrale Anlaufstellen für die Dienstleistungserbringer eingerichtet werden sollten;

4. hält die Zusammenarbeit im Rahmen eines europäischen Netzes der öffentlichen 
Verwaltungen der Mitgliedstaaten und einen Informationsaustausch über die 
Zuverlässigkeit von Dienstleistungserbringern für nützlich, um zusätzliche Kontrollen bei 
grenzüberschreitenden Tätigkeiten abbauen zu können;

5. spricht die Hoffnung aus, dass mit der Verwirklichung der in dieser Richtlinie festgelegten 
Ziele in naher Zukunft begonnen werden kann und dass die gesamte EU und ihre 
Regionen Nutzen daraus ziehen können und somit zu einem wirklichen wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt beitragen; unterstreicht die Rolle der 
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Strukturfonds und anderer Finanzierungsinstrumente bei der Bereitstellung und 
Gewährleistung der Infrastruktur, zum Beispiel in den Bereichen Verkehr und 
Telekommunikation, Forschung und Innovation und Bildung sowie bei der Gewährung 
des Zugangs zu öffentlichen Gütern und Dienstleistungen, insbesondere in für Investoren 
weniger attraktiven Regionen, indem Anreize für Investitionen in diese Regionen 
entwickelt und angeboten werden, und bei der Förderung des Austausches bewährter 
Verfahren zur Erbringung zentraler Dienstleistungen; fordert in diesem Zusammenhang 
eine größere Kohärenz und eine bessere Koordinierung zwischen sämtlichen Politiken;

6. ist der Auffassung, dass die Verwaltungsverfahren effizienter werden müssen; hält es in 
diesem Zusammenhang für nützlich, dass eine enge Kooperation zwischen den 
einheitlichen Ansprechpartnern geschaffen wird, so dass die Erfahrungen im Bereich der 
grenzüberschreitenden Dienstleistungen in den verschiedenen Regionen Europas 
ausgetauscht werden können;

7. fordert die Kommission auf, die Auswirkungen der Richtlinie auf die Regionen von 
Anfang an zielgerichtet zu beobachten und zu bewerten und eine effiziente Koordinierung 
aller Maßnahmen im Zusammenhang mit der Umsetzung dieser Richtlinie zu 
gewährleisten; fordert die Kommission auf, die Durchführung einer 
Informationskampagne für lokale und regionale Körperschaften über die Umsetzung der 
Richtlinie zu unterstützen, um die Verwirklichung der Ziele der Richtlinie zu erleichtern;

8. geht davon aus, dass die Verwaltungslasten sowie Fälle von Rechtsunsicherheit durch die 
Richtlinie tatsächlich verringert werden können, insbesondere für die KMU, die im 
Dienstleistungssektor den größten Anteil ausmachen; fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten daher auf, die derzeitigen Verwaltungslasten für lokale und regionale 
Behörden infolge der bestehenden Notifizierungspflicht bei Satzungsänderungen 
abzubauen; ist der Auffassung, dass die Verringerung der Verwaltungslasten auch dazu 
beitragen wird, dass zusätzliche Dienstleistungen in ländlichen und abgelegenen Gebieten 
und Gebieten in äußerster Randlage entwickelt werden können;

9. befürwortet die Durchführung nationaler Strategien zur Unterstützung innovativer KMU, 
die am stärksten von den Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise betroffen sind;

10. weist darauf hin, dass Dienstleistungen von allgemeinem Interesse dort reguliert werden 
können und müssen, wo sie entstehen und den Bürgern und Bürgerinnen zugute kommen; 
fordert daher, dass den Kommunen in dieser Hinsicht ein ausreichender 
Handlungsspielraum verbleibt;

11. fordert, dass die Anwendung der in der Richtlinie festgelegten Einschränkungen in Bezug 
auf Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse angemessen und 
gründlich überwacht wird, wobei gleichzeitig der Aufteilung der Zuständigkeiten 
zwischen der Union und den Mitgliedsaaten Rechnung zu tragen ist; weist darauf hin, dass 
diese Richtlinie nicht das Recht der Mitgliedstaaten berührt, gemäß dem EU-Recht 
festzulegen, welche Leistungen sie als von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
erachten, wie diese Dienstleistungen unter Beachtung der Vorschriften über staatliche 
Beihilfen organisiert und finanziert werden sollten und welchen spezifischen 
Verpflichtungen sie unterliegen sollten;
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12. fordert, dass das Grundprinzip der kommunalen Selbstverwaltung auch bei der Umsetzung 
der Richtlinie stärkere Berücksichtigung findet und bürokratische Verwaltungslasten und 
Einschränkungen der Entscheidungsfreiheit der lokalen Ebene im Bezug auf 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse weitestgehend vermieden 
werden.
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